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PARLAMENTARISCHER KOOPERATIONSAUSSCHUSS 
EU-Republik MOLDAU

ELFTE SITZUNG

22.-23. Oktober 2008
STRASSBURG

Ko-Vorsitzende: Marianne MIKKO und Grigore PETRENCO

Abschlusserklärung und Empfehlungen
gemäß Artikel 89 des Abkommens über Partnerschaft und Zusammenarbeit

Unter dem gemeinsamen Vorsitz von Marianne MIKKO (PSE, Estland) und 
Grigore PETRENCO (Kommunistische Partei Moldaus, Republik Moldau) fand 
am 22. und 23. Oktober 2008 in Straßburg die elfte Sitzung des Parlamentarischen 
Kooperationsausschusses EU-Republik Moldau statt. Der Ausschuss führte 
Aussprachen mit Elena MOCANU im Namen der Regierung der Republik 
Moldau, Eric MILLET im Namen des französischen Ratsvorsitzes der 
Europäischen Union und David GEER im Namen der Europäischen Kommission. 

Der Parlamentarische Kooperationsausschuss vereinbart Folgendes:

Die Beziehungen zwischen der Europäischen Union und der Republik Moldau

1. begrüßt die Ausrichtung der Republik Moldau nach Europa und betrachtet 
die Europäische Nachbarschaftspolitik als wichtiges Instrument zur 
Förderung der politischen, wirtschaftlichen und handelspolitischen 
Zusammenarbeit zwischen der EU und der Republik Moldau, und fordert die 
Europäische Kommission auf, die Republik Moldau weiterhin beim 
Erreichen der Ziele des ENP-Aktionsplans zu unterstützen; betont, dass die 
Europäische Nachbarschaftspolitik weder als Alternative zur Perspektive der 
EU-Mitgliedschaft noch zur Festlegung der Grenzen der EU genutzt werden 
darf;

2. nimmt Kenntnis von den derzeitigen Rahmenbedingungen des Abkommens 
über Partnerschaft und Zusammenarbeit EU-Republik Moldau, das am 1. Juli 
1998 für eine Laufzeit von zunächst zehn Jahren in Kraft trat, sowie von der 
Vorbereitung von Verhandlungen über neue vertragliche Beziehungen; 
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fordert beide Seiten auf, diese Gelegenheit zu nutzen, um ein neues 
ehrgeiziges Abkommen zu schließen, mit dem die Zusammenarbeit zwischen 
der EU und der Republik Moldau und das beiderseitige Engagement vertieft 
werden; ist der Ansicht, dass der demokratische Ablauf der Wahlen im März 
2009 in der Republik Moldau, einschließlich des Wahlkampfs, eine wichtige 
Prüfung für die Beziehungen zwischen der EU und der Republik Moldau sein 
werden; 

3. begrüßt die Fortschritte der Republik Moldau bei der Umsetzung des 
ENP-Aktionsplans während der vergangenen drei Jahre; es sind jedoch 
weitere und kontinuierliche Bemühungen notwendig, um die Demokratie und 
den Rechtsstaat, die Wahrung der Menschenrechte und Grundfreiheiten, 
einschließlich der Medienfreiheit, unter anderem im Vorfeld der 
Parlamentswahlen zu stärken, die Unabhängigkeit und Unparteilichkeit der 
Justiz sicherzustellen sowie die Bekämpfung der Korruption zu intensivieren 
und das Investitionsklima insbesondere durch einen transparenten und 
vorhersagbaren Rechtsrahmen zu verbessern;

4. fordert die Behörden der Republik Moldau dringend auf, dafür Sorge zu 
tragen, dass die Parlamentswahlen 2009 voll und ganz im Einklang mit 
internationalen Standards vorbereitet und durchgeführt werden;

5. begrüßt die Unterzeichnung der gemeinsamen Erklärung über eine 
Mobilitätspartnerschaft zwischen der Europäischen Union und der Republik 
Moldau im Juni 2008, deren Ziel darin besteht, die legale Migration und die 
Bekämpfung der illegalen Einwanderung, des Menschenhandels und des 
Menschenschmuggels zu erleichtern und gleichzeitig den Aufbau von 
Kapazitäten und eine Rückkehrpolitik entsprechend der Verpflichtung der 
EU zu einer wirklich umfassenden und ausgewogenen Migrationspolitik und 
unter uneingeschränkter Einhaltung des Grundsatzes der Nichtzurückweisung 
zu fördern;

6. begrüßt das Inkrafttreten des Abkommens über Visaerleichterungen und des 
Rückübernahmeabkommens zwischen der EU und der Republik Moldau; ist 
jedoch der Ansicht, dass die Bürger der Republik Moldau in den Genuss 
einer visumfreien Einreise kommen sollten, und fordert die Behörden der EU 
auf, alle notwendigen Vorkehrungen für das Erreichen dieses Ziels zu treffen; 

7. begrüßt ferner das Inkrafttreten des Abkommens über autonome 
Handelspräferenzen im März 2008;

Lage im Land: politische, wirtschaftliche und soziale Fragen

8. fordert die Behörden der Republik Moldau dringend auf, gleiche 
Bedingungen für alle politischen Parteien, die an den Parlamentswahlen 2009 
teilnehmen, und and einen gleichberechtigten Zugang der Medien 
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entsprechend internationalen Standards zu schaffen; erkennt die Wichtigkeit 
des Wahlprozesses für die Staatenbildung durch fortgesetzte demokratische 
Reformen, die Konsolidierung der Zivilgesellschaft und des politischen 
Systems an; 

9. stellt fest, dass zahlreiche Bürger der Republik Moldau im Ausland leben, 
und hält es für wichtig, die erforderlichen Voraussetzungen für deren 
Teilnahme an den Wahlen 2009 sicherzustellen;

10. nimmt die Bedenken zur Kenntnis, die mehrere internationale Organisationen 
angesichts der jüngsten Änderungen des Wahlrechts geäußert haben, 
insbesondere zur Anhebung der Sperrklausel innerhalb eines einzigen 
Wahlkreises, zum Verbot von Wahlbündnissen und zur Beschränkung des 
Zugangs von Personen mit doppelter Staatsangehörigkeit zu den Wahlen, 
unabhängig von den Argumenten, die diese diskriminierenden Handlungen 
erklären könnten; 

11. fordert die Behörden der Republik Moldau auf, dringend Maßnahmen für das 
reibungslose Funktionieren und die Modernisierung der lokalen öffentlichen 
Verwaltung zu ergreifen, um eine gute Regierungsführung sowie die gerechte 
Aufteilung der Finanzmittel sicherzustellen, um die kommunalen Haushalte 
auszugleichen und die kommunale Selbstverwaltung zu stärken;

12. empfiehlt den Behörden der Republik Moldau, ihre Bemühungen zu 
verdoppeln, um die weitverbreitete Armut im Land zu bekämpfen, und die 
Verbesserung der Lebensbedingungen der moldauischen Bürger in den 
Mittelpunkt zu stellen, um die Auswanderungsströme einzudämmen; 

13. fordert die Behörden der Republik Moldau ferner auf, sich besonders um die 
Heimkinder zu kümmern, insbesondere um deren körperliche Entwicklung 
und Zugang zu einer angemessenen Gesundheitsversorgung und Bildung; 
betont, dass die zeitweilige Aussetzung dieser Kinder nicht als normal 
betrachtet werden und ihre Rückkehr in die leiblichen Familien sichergestellt 
werden sollte;

14. begrüßt die nationale Entwicklungsstrategie des neuen Premierministers der 
Republik Moldau für den Zeitraum 2008-2011, die Prioritäten für die Steuer-
und Geldpolitik beinhaltet und eine stärkere Transparenz des Finanzsektors 
vorsieht, um ausländische Investitionen anzuziehen und Arbeitsplätze zu 
schaffen; weist die moldauischen Behörden jedoch darauf hin, dass eine 
ungenügende Verwaltungskapazität Fortschritte bei den Reformen behindert;

15. nimmt die beträchtlichen Zuschüsse zur Kenntnis, die als Budgethilfe von der 
EU und mehreren bilateralen Gebern sowie in Form umfangreicher 
Heimatüberweisungen bereitgestellt werden, und empfiehlt den Behörden, 
unvorhergesehene Ausgaben unter Kontrolle zu halten, insbesondere mit 
Blick auf die bevorstehenden Wahlen 2009; rät dringend davon ab, nationale 
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Haushaltsmittel als Instrument im Wahlkampf einzusetzen, und fordert eine 
ausgewogene Haushaltsplanung; 

Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten 

16. unterstreicht, wie wichtig die Durchführung gesetzlicher und institutioneller 
Reformen im Bereich der Menschenrechte, insbesondere der Redefreiheit, 
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit, ist;

17. betont, dass freie und unabhängige Medien eine Voraussetzung für die 
Entwicklung einer demokratischen Gesellschaft sind; weist die Behörden der 
Republik Moldau auf die Wichtigkeit einer wirksamen Umsetzung der 
Rechtsvorschriften hin, auch wenn der Rechtsrahmen für die Medien 
größtenteils in Einklang mit europäischen Standards steht; unterstreicht, dass 
die Behörden der Republik Moldau die Bestimmungen des Rundfunkgesetzes 
weiter verbessern müssen, indem sie klare Mechanismen vorsehen, um das 
autonome und unabhängige Arbeiten des Rundfunkkoordinierungsrats zu 
gewährleisten, Tele Radio Moldova in eine wirklich unabhängige öffentlich-
rechtliche Rundfunkanstalt umzuwandeln und den Rundfunksektor durch die 
transparente und ordnungsgemäß begründete Vergabe von Frequenzen 
entwickeln; unterstreicht, dass diese Maßnahmen Vorrang erhalten und 
entsprechend den Empfehlungen des OSZE und des Europarats durchgeführt 
werden sollten; 

18. betont die Notwendigkeit einer ordnungsgemäßen Umsetzung entsprechend 
dem Buchstaben und dem Geist von Artikel 11 der Europäischen 
Menschenrechtskonvention; bringt seine Besorgnis wegen der festgestellten 
Mängeln bei der korrekten Umsetzung der Rechtsvorschriften durch lokale 
Behörden und Strafverfolgungsbehörden zum Ausdruck; erinnert die 
moldauischen Behörden daran, dass die Versammlungsfreiheit eine 
wesentliche Voraussetzung für das Funktionieren einer pluralistischen 
Demokratie ist; 

19. fordert die Behörden der Republik Moldau auf, verstärkt Maßnahmen zur 
Bekämpfung des Frauen- und Mädchenhandels in der Republik Moldau zu 
ergreifen, zumal die Republik Moldau häufig ein Herkunftsland ist;     

20. erinnert an die Angriffe und Schikanen gegen einige junge moldauische 
Bürger zu Beginn dieses Jahres, die ihre politischen Ansichten über das 
Internet zum Ausdruck gebracht hatten; fordert die moldauischen Behörden 
auf, das Recht auf freie Meinungsäußerung entsprechend den 
Verpflichtungen der Republik Moldau im ENP-Aktionsplan unter allen 
Umständen zu achten;

21. weist die moldauische Regierung auf die übernommenen Verpflichtungen  
hin, alle notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, um die Lebensbedingungen 
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in den Haftanstalten zu verbessern sowie Folter und Misshandlungen in der 
Untersuchungshaft und während der Verbüßung der Haftstrafe im 
Allgemeinen zu beenden; fordert die Behörden auf, das reibungslose 
Arbeiten des kürzlich eingerichteten nationalen Präventivmechanismus im 
Rahmen des Fakultativen Protokolls zum Übereinkommen gegen Folter, 
einschließlich der Bereitstellung angemessener Mittel, sicherzustellen;

22. unterstreicht die Wichtigkeit einer Ratifizierung des Römischen Statuts des 
Internationalen Gerichtshofs durch die Republik Moldau;

Regionale Zusammenarbeit

23. begrüßt den Vorsitz der Republik Moldau in der PABSEC und betont, dass 
sich alle Länder der Schwarzmeerregion geschlossen stärker um eine bessere 
Zusammenarbeit in Bereichen von gemeinsamem Interesse wie Demokratie, 
Achtung der Menschenrechte und gute Regierungsführung, Beilegung 
„eingefrorener“ Konflikte, Energie, Verkehr, Umweltschutz, Handel, 
Forschung und Bildung, Wissenschaft und Technologie, Steuerung der 
Einwanderung, Beschäftigung und soziale Angelegenheiten, bemühen 
sollten;

24. fordert die Behörden der Länder in der Region auf, die Tatsache zu nutzen, 
dass Rumänien als einziges Nachbarland der Republik Moldau EU-Mitglied 
ist, um diese Frage im Rahmen der Europäischen Nachbarschaftspolitik und 
der Schwarzmeersynergie zu erörtern; 

25. empfiehlt die Teilnahme der Republik Moldau an allen regionalen Projekten 
wie der Mitteleuropäischen Initiative, dem Kooperationsprozess in 
Südosteuropa, GUAM, dem Regionalen Kooperationsrat und CEFTA, um 
damit zur Stärkung der regionalen Zusammenarbeit beizutragen; betont 
jedoch, dass die moldauischen Behörden ihr Möglichstes tun müssen, um die 
Beziehungen zu ihren Nachbarn zu entwickeln; 

Der ungelöste Konflikt in Transnistrien

26 bringt seine Besorgnis über den jüngsten bewaffneten Konflikt zwischen 
Georgien und Russland und die möglichen Folgen zum Ausdruck, die dies 
für die Beilegung des Transnistrien-Konflikts habe könnte; begrüßt die 
rasche Reaktion der EU und anderer internationaler Organisationen darauf;

27. erkennt zwar den Unterschied zwischen den Konflikten in Abchasien und 
Südossetien einerseits und Transnistrien andererseits an, betont jedoch, dass 
die Lösung des Transnistrien-Problems entscheidende Bedeutung für die 
Förderung des wirtschaftlichen Wohlstands und der politischen Stabilität in 
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der Republik Moldau, aber auch für die Förderung der regionalen Stabilität 
an den östlichen Grenzen der Europäischen Union hat;

28. fordert die Wiederaufnahme transparenter 5+2-Verhandlungen, um die 
bestmögliche Lösung für das Transnistrien-Problem in Einklang mit den 
Grundsätzen der Achtung der territorialen Integrität und Souveränität der 
Republik Moldau zu finden; 

29. fordert die Russische Föderation erneut auf, ihren Verpflichtungen 
nachzukommen, die sie insbesondere auf dem Gipfeltreffen der OSZE 1999 
in Istanbul übernommen hat, und unter der Beobachtung und Überwachung 
der OSZE bedingungslos ihre Truppen aus der moldauischen Region 
Transnistrien abzuziehen; fordert die Russische Föderation ferner auf, ihre 
gesamten Waffen- und Munitionslager in der Region aufzulösen oder zu 
zerstören;

30. begrüßt die hervorragende Arbeit der EU-Mission zur Unterstützung des 
Grenzschutzes (EUBAM) an der Grenze zwischen der Republik Moldau und 
der Ukraine und begrüßt ferner die Verlängerung des Mandats der EUBAM 
bis 30. November 2009.

Einstimmig angenommen.


